
Ziel des Aufwandes ist es, 
systematische Fehler des re-
gistergestützten Verfahrens 
zu minimieren. Weiteres Ziel 
soll sein, weitere relevante 
amtliche Einwohnerdaten zu 
erfassen. 

Grund: Viele Entscheidun-
gen in der Gesellschaft und 
Politik, wie z. B. der Länder-
finanzausgleich, die Eintei-
lung der Bundestags- und 
Landtagswahlkreise, die 
Stimmverteilung der Bun-
desländer im Bundesrat, 
aber auch die Sitze der Deut-
schen im Europaparlament 
hängen u. a. von den jeweils 
aktuellen Einwohnerzahlen 
in den Regionen ab. 

Außerdem geht es neben 
der Erfassung des Wohn-
raums auch um Erkenntnis-
gewinne hinsichtlich des Bil-
dungsstandes und Alters der 
Bevölkerung, oder um kon-
krete Zahlen im Erwerbsle-
ben, um die Zahl der pro 
Jahr einzuschulenden Kin-
der und weiterer Merkmale. 
Kurios ist schon, dass man 
sich im zivilisierten Deutsch-
land seit 24 bzw. 30 Jahren 
bei der Ermittlung etwa der 
amtlichen Einwohnerzahlen 
allein mit einem statistischen 
Verfahren, der sogenannten 
Bevölkerungsfortschreibung 
behilft, denn die letzten voll-
ständigen Erhebungen in 
der alten Bundesrepublik 
fanden 1987 und in der ehe-
maligen DDR bereits 1981 
statt. Die im Mai erfassten 
Datensätze werden dann bis 
2013 ausgewertet, um da-
raus aktuelle Zahlen zum 
Leben, Wohnen und Arbei-
ten in Deutschland zu ge-
winnen. Ganz Deutschland 
zählt – und dennoch werden 
zum Zensusstichtag am  

9. Mai 2011 nicht alle Ein-
wohner befragt. Das neue 
Verfahren berücksichtigt 
nämlich auch Verzeichnisse 
der Verwaltungen, unter an-
derem der Einwohnermelde-
ämter etc. und entlastet da-
mit die Bevölkerung.

Erwin Mantik, Ehrenpräsi-
dent von Haus & Grund 
Mecklenburg-Vorpommern 
(Bild) bittet alle betroffenen 
Eigentümer, sich ohne Be-
sorgnis in der Sache mit ein-
zubringen. „Hier geht es um 
die Erfassung letztlich ano-
nymisierter Daten und vor 
allem um die Zukunft der 
Gesellschaft in Deutschland. 
Eine Nation kann als Ge-
meinschaft nur dann gut 
funktionieren, wenn ihr der 
„Ist-Zustand“ des Landes als 
„Planungs- und Entschei-
dungsbasis“ auf allen staat-
lichen und kommunalen 
Ebenen annähernd bekannt 
ist. 

Besonders beruhigend ist 
für uns Eigentümer außer-
dem, dass Datenschützer auf 
allen Ebenen bei den Vorbe-
reitungen des „ZENSUS 
2011“ beteiligt waren.

 
H & G M-V

Die vorbereitenden Hin-
weise zur Erfassung der Da-
ten wurden bereits Ende 
letzten Jahres an die betrof-
fenen Eigentümer versandt. 
Wir raten allen Mitgliedern 
von Haus & Grund Mecklen-
burg-Vorpommern, sich in 
der Sache positiv einzubrin-
gen, zumal die Erfassung ge-
setzlich abgesichert ist und 
die Daten nach der Erfas-
sung anonymisiert werden. 
Wer aktiv teilnimmt, vermei-
det von vorn herein unnöti-
gen Ärger durch lästige 
Mahnungen, Zwangs- oder 
Bußgelder.

Es kommen in der Regel 
auch keine Zähler oder 
„Schnüffler“ in ihr Haus 
bzw. ihre Eigentumswoh-
nung. Dies ist eine Zählung, 
die mit einem weitgehend 
registergestützten Verfahren 
ablaufen wird. Wir werden 

daher kaum weiteres von ei-
ner Gebäude- und Woh-
nungszählung wahrnehmen. 
In ganz Deutschland werden 
hierbei rund 17,5 Millionen 
Eigentümer oder Verwalter 
von Gebäuden bzw. Woh-
nungen vorwiegend auf dem 
Postweg befragt. Außerdem 
kann jeder Befragte seine 
Angaben auch detailliert 
über das Internet absenden. 
Die entsprechenden Inter-
netseiten wurden inzwi-
schen von den Statistischen 
Ämtern vorbereitet. Nur bei 
rund zehn Prozent der Be-
völkerung gibt es darüber  
hinaus zur detaillierten Ge-
winnung von wohnungswirt-
schaftlichen Daten und Zah-
len eine stichprobenhafte 
Haushaltsbefragung. Das er-
folgt meist nach Anmeldung 
bei ihnen von eigens dazu 
geschulten Interviewern. 

9

mecklenburg-vorpommernHaus & grund magazin  |  4/2011

Haus & Grund  
Mecklenburg- 
Vorpommern

Eigentümerschutz- 
Gemeinschaft der  
Haus-, Wohnungs-  
und Grundeigentümer

Gemeinsam Interessen vertreten

Empfehlung zur Teilnahme an Volkszählung

„ZENSUS 2011“:  
Vorbereitungen beendet

Nun ist es bald so weit: Am 9. Mai 2011 wird es nach langer Organisations- 
bzw. Vorbereitungsplanung im gesamten wiedervereinigten Deutschland 
die erste sogenannte „Volkszählung“, den „ZENSUS 2011“ geben, der auch 
unsere privaten Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer in Mecklenburg-
Vorpommern nach über 20 Jahren das erste Mal mit betreffen wird.
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„Prüfe, ehe du dich bindest …“ – Mietnomaden rechtzeitig erkennen!

Mietschuldenfreiheitsbescheinigung kann  
bei Mieterauswahl helfen

Der Vermieter sichert sich 
damit weitgehendst ab, dass 
er keinen Mietnomaden 
durch sein Wohnungsange-
bot aufnimmt. Außerdem 
sondern diese Bescheinigun-
gen meist Mieter heraus, 
welche u. a. Betriebskosten-
nachforderungen oder sons-
tige berechtigte Forderun-
gen des Vermieters verwei-
gert hatten. Allerdings ist ei-
ne „Mietschuldenfreiheits- 
bescheinigung“ kein absolut 
verlässlicher Indikator für 
das künftige Verhalten eines 
Mieters, dies sehen die Ge-
richte auch so. 

Weder gibt eine solche Be-
scheinigung an, welcher 
Zeitraum betrachtet wurde 
noch ob Nachforderungen 
oder andere Rückstände ent-

halten sind oder nicht. Für 
Vermieter ergeben sich bei 
der Ausstellung einer ent-
sprechenden Bescheinigung 
unter Umständen Probleme, 
denn die Bescheinigung 
kann den Eindruck erwe-
cken, man verzichtet auf 
noch bestehende Betriebs-
kostennachzahlungen. Diese 
kann er in der Regel jedoch 
erst nach dem Erhalt der Ab-
rechnungen der Versorger 
konkret abrechnen. 

Der Vermieter sollte also 
noch offene oder mögliche 
Nachzahlungen aus dem 
Mietverhältnis in der Be-
scheinigung erwähnen bzw. 
zumindest geltend machen, 
wenn er eine solche Beschei-
nigung ausstellt. Ein Grund 
für ehemalige Vermieter,  

zumindest bei Problemmie-
tern auf die Ausstellung  
der Bescheinigung zu ver-
zichten, denn er ist nicht ver-
pflichtet, seinem Mieter  
eine Mietschuldenfreiheits-
bescheinigung auszustellen. 
So ein Urteil des Bundesge-

richtshofes vom 30.09.2009 
(Az: VIII ZR 238/08). 

Ein Anspruch des Mieters 
besteht danach nicht. Erstellt 
also der alte Vermieter aus 
verständlichen Gründen kei-
ne Bescheinigung, kann der 
Mieter seinem potenziellen 
Vermieter stattdessen Quit-
tungen bzw. Kontoauszüge 
über geleistete Mietzahlun-
gen vorlegen. Der Mieter 
kann damit in der Regel 
nachvollziehbar beweisen, 
dass er seine Miete in der 
Vergangenheit stets pünkt-
lich gezahlt hatte. Will der 
alte Vermieter diese Beschei-
nigung nicht ausstellen, wird 
er sicherlich gute Gründe 
dafür haben und signalisiert 
damit seinem Nachfolger, 
vorsichtig zu agieren.

Inzwischen verlangen Vermieter von ihren künftigen Mietern immer häufi-
ger eine sogenannte „Mietschuldenfreiheitsbescheinigung“ von deren bis-
herigem Vermieter. Damit erhält der Eigentümer oder Vermieter letztend-
lich eine Bestätigung des ehemaligen Vermieters, dass der potenzielle 

Mieter keine Mietschulden bzw. offene Forderungen bei diesem hinterlässt 
und sichert sich dahingehend ab, dass sein künftiger Mieter bisher stets 
seine Miete gezahlt hatte. So der Rechtsanwalt Lutz Heinecke, Präsident 
von Haus & Grund Mecklenburg-Vorpommern (Bild).

Zur Angemessenheit von Unterkunftskosten: Auszugsrenovierung stets vertraglich sichern

Wohnraum-Renovierungskosten von Hartz IV-Mietern  
jetzt erstattungsfähig

Nach § 22 Abs. 1 Satz 1 
SGB II können Renovie-
rungskosten, die sogenann-
ten Schönheitsreparaturen, 
auch als Kosten der Unter-
kunft anzusehen sein. Erfor-
derlich und ausreichend ist 
dabei in der Regel, dass die 
diesbezügliche streitige For-
derung des ehemaligen Ver-
mieters eine „soziale Wirk-
samkeit“ innehat.

Das gilt jetzt selbst für Kos-
ten einer sogenannten „Aus-
zugsrenovierung“, wenn sich 
ein Mieter gegenüber sei-
nem Vermieter vertraglich 

dazu verpflichtet hatte. Diese 
Auszugsrenovierung muss 
jedoch vom sozialhilfebe-
dürftigen Mieter auf der 
Grundlage einer wirksamen 
Vereinbarung gegenüber 
seinem Vermieter geschuldet 
sein. Die meisten deutschen 

Gerichte hatten in vergange-
nen Jahren immer wieder 
derartige Vereinbarungen 
zwischen den Vetragspartei-
en als „unwirksam“ verwor-
fen, wenn diese als „allge-
meine Geschäftsbedingun-
gen“ im üblichen Mietver-
trag enthalten waren.

Aus der Sicht von Haus & 
Grund Mecklenburg-Vor-
pommern bleibt dieser Rich-
terspruch bei der künftigen 
Mietvertragsgestaltung mit 
Hartz IV-Empfängern also 
höchst bedeutsam. Denn so 
können die häufig von den 

Job-Centern verweigerten 
Zahlungen mit deren Hin-
weis, dass schließlich das 
Mietverhältnis ja beendet 
sei, nicht mehr aufrecht er-
halten bleiben. Den bisheri-
gen Behauptungen, dass die 
Kosten für Auszugsrenovie-
rungen nicht zur Deckung 
des täglichen Lebensbedarfs 
der Arbeitslosen angefallen 
seien, wurde durch das Ur-
teil des Landessozialgerichts 
Mecklenburg-Vorpommern 
somit ein klarer Riegel vor-
geschoben.              E. Mantik

Haus & Grund M-V

Wenn sie in angemessener Höhe tatsächlich anfallen, sind neben den übli-
chen Kosten für Unterkunft und Heizung auch die Renovierungskosten einer 

Wohnung durch ein Job-Center zu erstatten. So ein Urteil des Landessozial-
gerichts Mecklenburg-Vorpommern vom 27.05.2010 (Az: L8 AS 71/08).
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Innenrauminszenierung mit Schiebetüren
Schiebetüren schaffen of-

fene Räume und lassen Licht 
herein. Das entspricht genau 
den aktuellen Wohntrends. 
Den Einbau einer Schiebetür 
in eine Trockenbauwand er-
leichtert die speziell hierfür 
entwickelte Faltzarge von 
Rigips. 

Sie besteht aus werkseitig 
passgenau gefalteten Form-
teilen, die aus den besonders 
stabilen Hartgipsplatten  
Duraline gefertigt wer- 
den und speziell für die Po-
cket® Schiebetürbox (Innen-
raumsysteme) entwickelt 
wurden. 

So entsteht mit geringem 
Montageaufwand in nur ei-
nem Arbeitsgang mit der 
Wanderstellung ein oberflä-

chenbündiger und stabiler 
Rahmen. 

Informationen: www.rigips.de

Rabattvorteile und komplexe Serivceleistungen für H & G-Mitglieder

Jeder hat genaue Vorstellungen von seinem „Traumbad“

Werner Wernicke (Bild 
links) besuchte für Haus & 
Grund SN den Bau- und 
Gartenmarkt „Max Bahr“ in 
der Schweriner Graf-York-
Straße 1, der dort eine exklu-
sive Badausstellung präsen-
tiert. Er fragte bei Torsten 
Buß (Bild rechts), dem 
Schweriner Marktleiter 
nach: „Welche Vorteile hat 
denn der Kauf eines kom-
pletten Bades bei Ihnen aus 
einer Hand?“

Marktleiter Torsten Buß: 
„Bei uns gibt es u. a. eine 
große Anzahl toller Bäder, 
aus welchen sich Schweriner 
Haus & Grund-Mitglieder 
hochwertige Markenausstat-
tungen auswählen und ge-
stalten lassen können. Mit 
unseren Bädern bekommen 
Haus & Grund-Mitglieder al-
les aus einer Hand, von der 
Inspiration für ein neues Bad 
bis hin zum Einbau. Wir wol-
len es unseren Kunden so 
einfach wie möglich machen. 
Das Servicepaket vor Ort 
umfasst z. B. die Beratung 
und 3-D-Planung, das Auf-
maß beim Kunden, die Pla-

nung sowie Abstimmung 
und den Einbau – alles zum 
Komplettpreis aus einer 
Hand“. 

Auf einer Fläche von rund 
170 Quadratmetern präsen-
tiert der Baumarkt zwölf 
komplette Musterbäder mit 
exklusiven Marken-Sanitär-
produkten, Fliesen und  
Naturstein. Die Produkt- 
palette wird von hochwer- 
tigen Fachhandelsmarken 
bestimmt. Dabei werden 
Trendthemen wie moderne 
Waschschalen, freistehende 
Badewannen, rahmenlose 
Duschabtrennungen, eben-
erdige Duschtassen zur bar-
rierefreien, altersgerechten 
Nutzung etc. gezeigt. 

Torsten Buß: „Unsere Aus-
stellung besticht durch ihr 
Ambiente und die Präsenta-
tion unterschiedlicher Wohn-
stile. Ob Schiefer, Glasflie-
sen, dunkles Holz oder das 
fröhliche Familienbad in 
Orange – die Auswahl inspi-
riert nahezu alle Wunschvor-
stellungen. Auch die passen-
de Wandgestaltung gehört 
zum Konzept. Wesentlicher 
Bestandteil des Konzepts 
„Traumbäder“ ist unser Ser-
vicepaket. Zusammen mit 

dem Fachberater kann der 
Kunde mit Hilfe eines 3-D-
Planungsprogramms sein 
Badezimmer nach Wunsch 
gestalten und es auf dem 
Computer schon einmal 
„vorab ansehen“. Für die 
Produkte und die Montage 
gibt es ein Komplett-Ange-
bot, ein genauer Zeitplan für 
die Lieferung und Montage 
wird aufgestellt. Wichtig ist 
auch: Eine Finanzierung zu 
günstigen Konditionen ist 
möglich. Der Einbau erfolgt 
in Kooperation mit örtlichen 
Fachhandwerksbetrieben“.

Schweriner Haus & Grund-
Mitglieder, die dort im Markt 
rabattiert einkaufen möch-
ten, sollten sich nach Vorla-
ge ihrer „Haus & Grund-Mit-
gliedskarte 2011“ am Info-
Stand jeweils vor dem Ein-
kauf eine „Kundenkarte“ 
abholen, die am Schluss un-
ter Berücksichtigung des Ra-
battes nach Bezahlung an 
der Kasse verbleibt. Über ge-
naue Rabattvorteile infor-
miert der Schweriner Haus & 
Grund-Vorstand alle Mit-
glieder im nächsten Info-
Brief.

Mittlerweile gibt es bereits eine Vielzahl von Angeboten exklusiver Bade-
zimmer im Baumarkt. Dort kann man sich seinen ganz großen Traum erfül-

len - von der Beratung der Badgestaltung bis zum Einbau, alles kann man 
dort aus einer Hand erhalten - und der Preis stimmt vergleichsweise auch.

Sie wollen Ihre Immobilie  
vermieten oder verkaufen?
Wir sind Ihr professioneller Ansprechpartner!
Nutzen Sie unser starkes bundesweit und international  
tätiges Netzwerk!
Wir bieten Ihnen neben den nötigen Kontakten, umfas-
senden Service und fundiertes Fachwissen bei der Ver-
marktung Ihrer Immobilie!
Vereinbaren Sie telefonisch Ihren persönlichen Gesprächs- 
termin unter (03 81) 12 83 59-0.

RE/MAX Profi Immobilien
Rosa-Luxemburg-Straße 16 · 18055 Rostock · www.remax.de
Regional. National. International.

Bei geringem Montageaufwand ent-
steht mit den neuen Faltzargen ein 
oberflächenbündiger, stabiler Rah-
men. 
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Zur Betriebskostenumlage für neuen Kabelanschluss

Bei der Bereitstellung ei-
nes Breitbandkabels handelt 
es sich nach herrschendem 
Mietrecht gegenüber dem 
bisherigen technischen Woh-
nungsstandard um eine Ver-
besserung der Mietsache. 
Demnach handelt es sich um 
eine Modernisierung gemäß 
§ 554 BGB und ist vom Mie-
ter zu dulden. Doch wie sieht 
es aus, wenn der Vermieter 
dann die auf die Wohnungen 
entfallende monatliche An-
schlussgebühr als Betriebs-
kosten umlegen und der 

Mieter weiterhin seine eige-
ne Schüssel für den Fernseh-
empfang nutzen will?

Ob dann der Vermieter ne-
ben der Miete auch Betriebs-
kosten verlangen kann, rich-
tet sich nach dem Inhalt des 
Mietvertrags. Gem. § 556 
BGB können die Vertrags-
parteien vereinbaren, dass 
der Mieter Betriebskosten 
trägt. Dies kann dadurch ge-
schehen, dass entweder ein-
zelne Betriebskostenarten 
im Vertrag aufgeführt wer-
den oder dass der Vertrag 
generell auf die in § 2 Be-
triebskostenV. aufgeführte 
Betriebskostenliste verweist. 
§ 2 BetriebskostenV. erklärt 
die Kosten einer Gemein-
schaftsantennenanlage aus-
drücklich für umlegungsfä-
hig. 

Ebenfalls möglich ist eine 
sogenannte Mehrbelas-
tungsabrede. Diese besteht 
darin, dass der Vermieter be-
rechtigt ist, neu hinzukom-
mende Betriebskosten auf 
die Mieter umzulegen. Sol-
che Abreden sind jedenfalls 
dann zulässig, wenn die  
Betriebskosten in Form ei-
ner Betriebskostenpauschale 

umgelegt werden (§ 560 
BGB). Es ist jedoch davon 
auszugehen, dass auch 
dann, wenn keine Pauschale 
vereinbart worden ist, son-
dern über die Betriebskosten 
jährlich abgerechnet wird 
und Vorauszahlungen zu 
leisten sind, die Umlage be-
rechtigt ist, soweit die Be-
triebskosten aus einer Mo-
dernisierung stammen. Der 
Grund liegt darin, dass hier 
der Vertragsgegenstand 
selbst geändert wurde. Es 
geht also nicht um die Umla-
ge höherer Kosten bei Be-
triebskostenarten, die bei im 
Übrigen unveränderten Ver-
hältnissen neu entstanden 
sind. 

Wird partiell etwas Neues 
geschaffen, das Folgekosten 
auslöst, begründet diese Än-
derung des Mietobjekts in 
der Regel das Recht des Ver-
mieters, die neuen Kosten 
umzulegen. Daraus ergibt 
sich, dass ein Mieter nach 
herrschender Meinung die 
Gebühren für den Kabelan-
schluss auch dann zahlen 
muss, wenn er den Anschluss 
nicht nutzt. Möchte der Mie-
ter kein Kabelfernsehen nut-

zen, kann er seine Wohnung 
auf eigene Kosten mit einem 
sogenannten Sperrfilter aus-
rüsten lassen. Es sind dann 
lediglich die öffentlich-
rechtlichen Sender zu emp-
fangen. Kosten für die Be-
reitstellung eines kosten-
pflichtigen Angebotes des 
Kabelfernsehanbieters fallen 
in diesem Fall für den Mieter 
nicht an.

Die weitere Nutzung einer 
bislang verwendeten Emp-
fangsart kann dem Mieter 
nur dann verwehrt werden, 
wenn die Empfangsanlage 
die Interessen des Vermie-
ters tangiert. Dies dürfte bei 
einer Parabol-Antenne dann 
nicht der Fall sein, wenn die-
se von außen nicht sichtbar 
ist und ohne Eingriff in das 
Gebäude (z. B. auf dem Bal-
kon) aufgestellt wird. An-
sonsten müsste die Anlage 
vom Vermieter nur dann 
weiter geduldet werden, 
wenn das berechtigte Infor-
mationsbedürfnis des Mie-
ters durch den Kabelemp-
fang nicht befriedigt werden 
kann – was nur noch aus-
nahmsweise der Fall sein 
dürfte.

Häufig haben Mieter bereits eine eigene Lösung zum Fernsehempfang ge-
nutzt (z. B. eigene Satellitenschüssel, Antenne etc.) und werden nachfol-

gend vom Eigentümer mit der Installation eines rückkanalfähigen Breit-
bandkabels im Mietshaus konfrontiert. 

Besonders an Fassaden von Mehrfa-
milienhäusern wirkt sich ein übertrie-
bener, individueller „Antennensalat“ 
oft recht nachteilig aus.
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Tipps gegen grobe Fehler beim eigenständigen Immobilienverkauf

Wenn Immobilieneigentü-
mer ihr Objekt auf eigene 
Faust verkaufen, überschät-
zen sie meist den Wert ih-
res Objekts. Oft schmälert  
dann eine falsche Preisvor-
stellung oder das fehlende 
Vermarktungswissen den 
Verkaufserlös und zieht 
letztlich den Verkauf nach 
Angaben der PlanetHome 
AG nur unnötig in die Län-
ge.

Übliche Fehler

1. Falscher Verkaufspreis
Oft sorgt mangelnde Markt-
kenntnis dafür, dass Preise 
zu hoch angesetzt werden. 
In der Folge geistert ein An-
gebot zu lange durch Zei-
tungen und Verkaufsportale 
– woraufhin sich selbst inte-
ressierte Investoren abwen-
den. Wird der Verkaufspreis 
schrittweise nach unten an-
gepasst, vermuten poten-
zielle Käufer einen Laden-
hüter. Wer die Immobilie in-
des nach drei Stunden ver-
kauft hat, hat allerdings zu 
wenig angesetzt.

2. Aufwand für Verkauf 
wird unterschätzt
Fünf Besichtigungen und 
anschließend Notartermin – 

so einfach stellen sich viele 
Verkäufer die Immobilien-
veräußerung vor. Aber: Mit 
einer Zeitungsannonce ist es 
selten getan. Die Vermark-
tung eines Objekts fordert 
viel Zeit. Neben der Vorbe-
reitung wollen Interessenten 
meist professionell infor-
miert und betreut werden.

3. Emotionale Bindung
Ob Hochzeit, Geburtstage 
oder die Geburt des Kindes: 
Eine zu starke emotionale 
Bindung des Eigentümers 
an die vier Wände führt 
nicht selten dazu, dass Ver-
käufer nicht loslassen kön-
nen. Im Verkaufsgespräch 
werden unbewusst Bemer-
kungen gemacht, die den 
Verkauf behindern. Zudem 
stellen viele das eigene Ob-
jekt über andere Objekte.

4. Schlechter Verkaufszeit-
punkt
Im Frühling ist ein besserer 
Verkaufszeitpunkt als im 
Winter. Schlechte Verkaufs-
zeitpunkte sind zudem ein-
schneidende Ereignisse, die 
einen Verkauf zwingend ma-
chen – wie etwa der Tod ei-
nes Lebenspartners. Besser 
ist es, den Immobilienver-
kauf langfristig zu planen.

5. Falsche Anzeigentexte
Langweilige Inserate hem-
men den Verkauf ebenso wie 
zu reißerische Angebote. 
Der Text sollte sachlich und 
korrekt sein. Zudem muss 
die Anzeige im richtigen 
Medium geschaltet sein – 
damit es weniger Streuver-
luste in der Zielgruppe po-
tenzieller Käufer gibt. Das 
Problem: Die zielgruppenge-
rechte Vermarktung und An-
sprache erfordern Fachwis-
sen, das Immobilieneigentü-
mer oft nicht mit einbringen.

6. Mangelnde, fehlende 
oder schwer erreichbare 
Unterlagen
Das Exposé eines Hauses 
spielt als wichtigste Hand-
reichung und Informations-
quelle eine zentrale Rolle. 
Es muss entsprechend ge-
staltet sein. Wer ein Einfami-
lienhaus mittels eines 
schwarz-weiß kopierten 
Handzettels verkaufen will, 
bleibt häufig erfolglos. 
Grundrisse, gute Fotos, Be-
rechnungen und genaue 
Angaben zum Bau, die Inte-
ressenten ggf. auch schnell 
über elektronische Wege zu-
geleitet werden können, 
sind u. a. wesentliche Ver-
kaufsargumente.

immobilien-ratgeber

Gesetzentwurf soll Ärger am Bau minimieren
Die Übervorteilung von Ei-

gentümern auf der Baustelle 
durch Pfusch am Bau soll 
künftig stärker eingedämmt 
werden. So Bundesjustizmi-
nisterin Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger (FDP). Sie 
will dazu ein einheitliches 
Bauvertragsrecht schaffen, 
das die Bauherren-Rechte 
gegenüber Bauträgern und 
Generalunternehmern deut-
lich stärken soll. Doch ob-
wohl in der EU-Kommission 
in allen Mitgliedstaaten Tem-
po gemacht wird, ist das neue 
Vertragsrecht noch in weiter 
Ferne. 

Als sicher gilt immerhin, 
dass Anfang 2012 ein 14 Tage 
währendes Widerrufsrecht 

für Bauherren, Modernisierer 
und Immobilienkäufer in 
Kraft treten wird. Eingeführt 
werden muss das Widerrufs-
recht aufgrund einer Vorgabe 
der EU-Kommission. Bauher-
ren und Modernisierer haben 
dann gegenüber dem Bauun-
ternehmen mehr Rechte. 
Denn immer wieder kommt 
es vor, dass Firmen ihren 
Kunden kurzfristig Änderun-
gen am Bauplan und -vertrag 
vorlegen und auf sofortige 
Unterzeichnung drängen. 
Dem Bauherrn ist es so nicht 
möglich, daraus entstehende 
Konsequenzen zu prüfen. 
Das soll sich ändern. Mit dem 
Widerrufsrecht soll nun die 
Möglichkeit eröffnet werden, 

Vertragsänderungen von Ju-
rist, Bausachverständigem 
oder einer Verbraucherzen-
trale kontrollieren zu lassen, 
ohne dass es dafür schon zu 
spät ist.

Nach einem Vorschlag des 
Deutschen Baugerichtstages 
soll Streit zwischen Bauherrn, 
Architekt und Baufirma künf-
tig zunächst in einem „Adju-
dikationsverfahren“ ge-
schlichtet werden, um die 
Zahl der Gerichtsprozesse zu 
reduzieren. Erst wenn ein un-
abhängiger Sachverständiger 
als Adjukator keine Einigung 
erzielen kann, soll ein Ge-
richt angerufen werden dür-
fen. Bislang können jedoch 
neutrale Sachverständige 

den Bauträger nicht zwingen, 
einen Mangel zu beseitigen. 
Der Sachverständige kann 
den Mangel nur dokumentie-
ren und die Baufirma auf 
rechtliche Konsequenzen 
hinweisen. So sitzt bislang 
der Bauträger immer am län-
geren Hebel. Besteht nämlich 
ein Bauherr gerichtlich auf 
Mängelbeseitigung, kann 
der Bauträger die Arbeiten 
für Monate bis zum Gerichts-
urteil einstellen oder sich 
zum Nachteil des Bauherrn in 
die Insolvenz flüchten. Dem 
soll jetzt ein Riegel vorge-
schoben werden.

 
E. Mantik

Haus & Grund M-V

Übergabe der Wohnung 
von Zahlung der Kaution 
und ersten Monatsmiete 
abhängig

mietrecht

Eine mietvertragliche 
Klausel, nach der die 
Wohnungsübergabe von 
der Zahlung der Kaution 
und der ersten Monats-
miete abhängig gemacht 
wird, ist zulässig. Hierbei 
liegt keine unangemesse-
ne Benachteiligung des 
Mieters vor, da zu Beginn 
des Mietverhältnisses das 
Sicherungsbedürfnis des 
Vermieters überwiegt. So 
das Landgericht Bonn in 
seinem Urtei l  vom 
01.04.2009 (Az: 6 T 25/09).

Alle Monatsausgaben dieses 
Magazins können Sie im  

Internet unter 

www.hugmv.de 
in der Rubrik „Landeszeitung“ 

als PDF-Dokument  
herunterladen.



14

mecklenburg-vorpommern Haus & grund magazin  |  4/2011

Nachbarn müssen Schredder-Lärm auf dem Dorf dulden 
Eine Annahmestelle für 

Grüngut ist nicht zu laut für 
eine dörfliche Umgebung 
und kann in direkter Nach-
barschaft zu Wohngebäuden 
errichtet werden. Das ent-
schied nach Mitteilung des 
DAV das Verwaltungsgericht 
Hannover am 7. Januar 2011 
(Az: 4 A 3345/10 und 4 B 
5513/10).

Die zuständige Stadt hatte 
einer Grüngutannahmestelle 
auf einem Hofgrundstück in 
einem dörflichen Vorort eine 
Baugenehmigung erteilt. Da-
gegen wandte sich der Ei-
gentümer eines benachbar-

ten Wohngrundstücks. Der 
Kläger fürchtete insbeson-
dere die mit dem Betrieb  
eines mobilen Schredders 
verbundenen Lärmimmissio-
nen.

Die Richter verschafften 
sich bei der Verhandlung vor 
Ort einen Eindruck von der 
Bebauungsumgebung. Nach 
ihrer Auffassung sind die 
durch den mobilen Schred-
der verursachten Immissio-
nen von knapp 60 dB(A) (De-
zibel) dem Anwohner zumut-
bar. Der Immissionsrichtwert 
von 60 dB(A) entspreche 
dem, was nach den Bestim-

mungen der „TA Lärm“ 
(Technische Anleitung zum 
Schutz gegen Lärm) in einem 
Dorfgebiet zulässig sei. Doch 
selbst wenn die Bebauungs-
umgebung des Grundstücks 
nicht genau dem entspre-
chen sollte, was die Baunut-
zungsverordnung unter ei-
nem Dorfgebiet verstehe, 
müsste der Kläger Lärmim-
missionen in dieser Höhe 
hinnehmen. 

Die TA Lärm sehe für die-
sen Fall vor, dass eine Beur-
teilung entsprechend der 
Schutzbedürftigkeit der An-
wohner vorzunehmen sei. Im 

vorliegenden Fall grenze das 
Grundstück des Klägers un-
mittelbar an den Außenbe-
reich an und muss auch des-
wegen höhere Immissionen 
hinnehmen. Außerdem be-
fänden sich mehrere land-
wirtschaftliche Betriebe und 
eine Schießsportanlage in 
der Umgebung des Grund-
stücks. 

Einen besseren Schutz 
oder gar den Schutz eines 
allgemeinen Wohngebietes – 
hier gelten 55 Dezibel als 
Grenze – könne der Anwoh-
ner daher nicht beanspru-
chen.

Denkmalschutz: 

Hinweise zu bau- und mietrechtlichen Eigenheiten

Besonderheiten bei 
Energiesparmaßnahmen 
beachten

Der Bund fordert seit Jah-
ren die Umsetzung moder-
ner Gebäudestandards bei 
denkmalgeschützten Ge-
bäuden. Ihm kommt es be-
sonders auf die Erhaltung 
von möglichst originalen Er-
scheinungsbildern denkmal-
geschützter Gebäude an. Für 
Eigentümer dieser Immobili-
en gibt es nach Paragraph 7 i 
EStG einige Möglichkeiten 
zur steuerlichen Abschrei-
bung für Herstellungskosten 
bei der Sanierung. Häufig 
beklagten sich betroffene Ei-
gentümer dieser „Denkmä-
ler“ in Mecklenburg-Vor-
pommern über die Unver-
hältnismäßigkeit der Anfor-
derungen in den Kommunen 
des Landes.

Für uns Eigentümer als Sa-
nierer ist es dabei nicht ein-
fach, im Rahmen der Sanie-
rung energieeinsparende 
Maßnahmen wirtschaftlich 
umzusetzen und gleichzeitig 
die Erhaltung eines origina-
len Erscheinungsbildes des 

Denkmals zu erhalten. Be-
sonders die üblichen Wärme-
dämmmaßnahmen an Fassa-
den führen in der Regel zu 
einer beachtlichen äußeren 
Fassadenumgestaltung, die 

stets unter Beachtung der In-
teressen des Denkmalschut-
zes ausgeführt werden soll-
ten, weil ansonsten Probleme 
bei der Bauabnahme bzw. 
der staatlichen Förderung 

nach der Energieeinsparver-
ordnung (EnEV) erfolgen 
können. Übrigens besteht 
n u r  b e i  N e u b a u t e n  
(§ 24 Abs. 1 EnEV 2009) eine 
Pflicht, entsprechende Anla-
gen zur Nutzung erneuerba-
rer Energien einzubauen. Es 
sind danach also ausdrück-
lich Ausnahmen von den 
energetischen Mindestanfor-
derungen der Energieein-
sparverordnung möglich. So 
darf abgewichen werden, 
wenn bei Baudenkmälern 
die Substanz oder das Er-
scheinungsbild beeinträch-
tigt werden oder Umbau-
maßnahmen einen unver-
hältnismäßig hohen Auf-
wand erfordern würden. 
Selbst eine in der EnEV gere-
gelte Verpflichtung zur Er-
stellung eines Energieaus-
weises beinhaltet gemäß  
§ 16 Abs. 4 S. 2 Ausnahmen 
für Baudenkmäler. Nach dem 
Willen des Bundes gehen al-
lerdings bei der energeti-
schen Sanierung die denk-
malrechtlichen Interessen 
grundsätzlich dem Energie-
einsparrecht vor. Auch die 
erst am 8. Juli 2010 in Kraft 

Bei denkmalgeschützten Gebäuden gibt es im Rahmen des Baurechts 
deutliche Beschränkungen bezüglich der äußeren Gestaltung. Doch die 
Wohnungen in Mecklenburg-Vorpommern, in denkmalgeschützten Häu-
sern sind in den letzten Jahren bei Mietern zunehmend begehrter ge- 

worden, besonders nach einer gelungenen energetischen Sanierung.  
Gute Vermietbarkeit ist ein zunehmend wichtiges Argument zur Reno-
vierung von Baudenkmalen mit Wohnsubstanz in Mecklenburg-Vorpom-
mern.
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getretene neue Richtlinie 
über die Gesamtenergieeffi-
zienz von Gebäuden sieht 
von Seiten des Gesetzgebers 
zwar Verschärfungen der 
EnEV bis zum Jahr 2012 vor. 
Zur gleichen Zeit lässt sie 
weiterhin ausdrücklich zu, 
dass dabei denkmalge-
schützte Immobilien von den 
Mindestanforderungen frei-
zustellen wären, falls die 
„Einhaltung eine unannehm-
bare Veränderung ihrer Ei-
genart oder ihrer äußeren 
Erscheinung bedeuten wür-
de“. Selbst eine Befreiung 
von der Pflicht zur Erstellung 
eines Energieausweises 
kann gemäß Artikel 12  
Abs. 6 beibehalten werden.

Für den Bereich der Photo-
voltaik-Anlagen liegen be-
reits mehrere gerichtliche 
Entscheidungen zur Frage 
vor, ob derartige Anlagen 
zur Nutzung der Solarener-
gie auf denkmalgeschützten 

Gebäuden installiert werden 
dürfen. Der Bayerische Ver-
waltungsgerichtshof ver-
weist in einem Beschluss 
vom 12.10.2010 – Beck RS 
2010, 54767 darauf, dass die 
Installation einer Solaranla-
ge auf dem Dach eines selbst 
nicht unter Denkmalschutz 
stehenden Anbaus einer 
denkmalgeschützten Pfarr-
kirche untersagt sei. 

Er begründete die Ent-
scheidung wie folgt: „Ein 
Denkmal wird durch eine 
Solaranlage selbst dann ne-
gativ beeinträchtigt, wenn 
sie nicht unmittelbar auf 
dem Dach des Denkmals er-
richtet werden soll, sondern 
nur in der Nähe des ur-
sprünglichen Denkmals“. 
Damit wurden die Belange 
des  Denkmalschutzes 
schwerwiegender bewertet, 
als technische Gesichts-
punkte des Klima- und Um-
weltschutzes in der Region.

Mietrechtliche Aspekte

Mietverträge in unter 
Denkmalschutz stehenden 
Gebäuden bzw. in den darin 
befindlichen Wohnungen 
werden in Mecklenburg-
Vorpommern im Allgemei-
nen nach den üblichen miet-
rechtlichen Regeln abge-
schlossen. Dabei sollten stets 
die aktuellen Ausgaben des 
„Mietvertrages von Haus & 
Grund  Mecklenburg-Vor-
pommern“ genutzt werden. 
Ausschlaggebend ist das Er-
scheinungsdatum des Vertra-
ges auf der letzten Seite, un-
ten. Wenn allerdings für eine 
Wohnung in einem denkmal-
geschützten Haus (mit Be-
sonderheiten) ein Mietver-
trag abgeschlossen wird, 
sollte der Vermieter spezifi-
sche Merkmale ausdrücklich 
im Mietvertrag darlegen. 

Besonderheiten von Ge-
bäuden, die unter Denkmal-

schutz stehen, sind von bei-
den Seiten zu beachten, vom 
Vermieter wie auch vom 
Mieter. Letzterer darf die 
Mietsache nur so weit be-
nutzen, wie dies mit den  
im Mietvertrag vereinbar-
ten denkmalschutzrechtli-
chen Vorgaben konkret 
übereinstimmt. Denkmal-
schutzrechtliche Vorschrif-
ten gelten also sowohl für 
den Eigentümer, als auch für 
deren Mieter. Bei Verstößen 
kann die kommunale Ord-
nungsbehörde (z. B. Denk-
malschutzamt) in Einzelfall-
prüfung also auch gegen-
über Mietern vorgehen, 
wenn diese als „Störer“ ge-
gen vertragliche Vereinba-
rungen verstoßen. Selbst zur 
Beseitigung von nicht ge-
nehmigten Veränderungen 
etc. an Denkmalen können 
diese rechtlich herangezo-
gen werden.            E. Mantik

Haus & Grund M-V

Mietzahlung muss zum 
Stichtag auf dem Konto sein

Eine Mietzahlung ist 
rechtzeitig erfolgt, wenn der 
Vermieter am vereinbarten 
Kalendertag über den Be-
trag verfügen kann. Allein 
die Überweisungsausfüh-
rung zum vereinbarten Ter-
min ist nicht ausreichend. 
Ansonsten befindet sich der 
Mieter im Zahlungsverzug, 
bis der Betrag auf dem Kon-

to für den Vermieter verfüg-
bar ist. Der Vermieter kann 
also bei regelmäßig verspä-
teter Zahlung zum einen 
Verzugszinsen fordern und 
zum anderen auch auf künf-
tig pünktliche Zahlungen 
klagen. So ein Urteil des 
Oberlandesgerichts Düssel-
dorf vom 28.09.09 (Az: 24 U 
120/09).

Meist wird im Mietvertrag vereinbart, dass bis zum 3. Tag des Monats der Miet-
zins für den Vermieter verfügbar sein muss (Bild: sparkasse Zingst).
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IM LAndesVeRBAnd HAus & GRund MeckLenBuRG-VoRpoMMeRn oRGAnIsIeRTe MITGLIedsVeReIne

Telefonnummern, Beratungszeiten und -orte (für Mitglieder und Neuaufnahmen)

 Haus & Grund- Vereine in M-V  Vorsitzende/r Telefon  Wann/Sprechzeiten Wo

Anklam Gunnar Wessel 0 39 71/24 31 30 2. und 4. Di im Monat 16–18 Uhr 17389 Anklam Pasewalker Allee 23

Boizenburg Jens Prötzig 03 88 47/3 35 47 Wochentags abends nach tel. Absprache 19258 Boizenburg Schützenstraße 7

Friedland Norbert Räth 03 96 01/2 16 60 Di 9–12 und Do 9–12 + 13–17 Uhr (o. tel. Ver.) 17098 Friedland Marienstraße 17

Graal-Müritz Hansjörg Seidel 03 82 06/14 609 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18181 Graal-Müritz Zur Koppenheide 66

Greifswald Eckehard Bürger 0 38 34/50 01 59 Mo 17–18 Uhr 17489 Greifswald Wiesenstraße 18

Hagenow Günter Westendorf 0 38 83/72 22 71 1. Mi im Monat 17–18 Uhr (oder tel. Ver.) 19230 Hagenow Fritz-Reuter-Straße 11

Malchow Frank Eckstein 03 99 32/1 39 53 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17213 Malchow Kurze Straße 23

Neubrandenburg Jens Arndt 03 95/4 21 17 49 2. Mo im Monat 17–19 Uhr 17033 Neubrandenburg Südbahnstraße 17

Neustrelitz Rainer Urbanek 0 39 81/44 26 43 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17235 Neustrelitz Louisenstraße 18

Parchim Manfred Paßgang 0 38 71/26 51 84 Di 16–18 Uhr (oder tel. Vereinbarung) 19370 Parchim August-Bebel-Straße 1

Ribnitz-Damgarten Margrid Parr 0 38 21/81 29 76 Mo–Fr 8–16 Uhr 18347 Ribnitz-Damg. Lange Straße 86

Rostock Bernd Läufer 03 81/45 58 74 Mo 17–18 und Do 10–12 Uhr 18057 Rostock Wismarsche Straße 50

Schwerin Monika Rachow 03 85/5 77 74 10 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Straße 11/13

Stralsund Jens Pergande 0 38 31/29 04 07 Di und Do 16–18 Uhr 18439 Stralsund Am Knieperwall 1a

Uecker-Randow Michael Ammon 0 39 73/4 38 00 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17309 Pasewalk Stettiner Straße 25 c

Waren Özden Weinreich 0 39 9 1/6 43 00 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17192 Waren Siegfried-Marcus-Straße 45

Usedom (Insel) Dietrich Walther 0 38 36/60 04 39 1. Fr im Monat 17–19 Uhr (oder tel. Ver.) 17450 Zinnowitz Neue Strandstraße 35

Rügen (Insel) Jochen Richter 03 83 92/2 23 17 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18546 Sassnitz Bachstraße 50

 Landesverband Haus & Grund® Mecklenburg-Vorpommern

H & G M-V/Präsident Lutz Heinecke 03 85/5 77 74 10 Mo 17–19 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Straße 11/13

Landesgeschäftsstelle Frau Knop 03 85/5 77 74 10 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr (oder tel. Ver.) 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Straße 11/13

Redaktion/Medien Erwin Mantik 03 85/2 07 52 13 Mo 17–18 Uhr (sonst: Tel. 01 72/385 89 59) 19063 Schwerin Bosselmannstraße 11a

Rostock Hausverwaltung Regina Vietinghoff 03 81/4 90 00 26 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18057 Rostock Wismarsche Straße 50

Schwerin Hausverwaltung Karin Redmann 03 85/5 77 74 08 Termine nach telefonischer Vereinbarung 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Stralsund Hausverwaltung Frau Pawek 0 38 31/29 04 07 nach tel. Vereinbarung 18439  Stralsund Knieperwall 1A

Ausführliche Angaben (Satzungen; Anschriften; Fax; Mailadressen usw.) finden Sie im Internet unter: WWW.HAUS-UND-GRUND-MV.DE

Mieter kann seine Waschmaschine  
in der Wohnung aufstellen

Solange die Ab- und Zu-
läufe ausreichend gegen 
Wasserauslaufen gesichert 
sind, darf ein Mieter in seiner 
Wohnung eine Waschma-
schine aufstellen. Dies ge-
hört zum vertragsgemäßen 
Gebrauch der Mietsache. 
Dies gilt auch dann, wenn für 
Waschmaschinen in der Ge-
meinschaftswaschküche im 
Keller Stellplätze vorgesehen 
sind. Im vorliegenden Fall 
war das Aufstellen von 
Waschmaschinen in der 
Wohnung mietvertraglich 
untersagt. Das Gericht sah in 
dieser Klausel jedoch eine 
unangemessene Benachteili-
gung des Mieters, so dass die 
Regelung unwirksam war. 
Das Aufstellen einer Wasch-
maschine im Badezimmer ei-
ner Mietwohnung ist stets 
ein unveräußerlicher Teil des 

vertragsmäßigen Gebrauchs. 
Eine Lärmbelästigung ist 
hierdurch auch nicht zu be-
fürchten. Dem Ruhebedürf-
nis der anderen Parteien 
wird bereits durch die Rege-
lung, dass ruhestörende Ar-

beiten zu bestimmten übli-
chen Schonzeiten verbind-
lich untersagt sind, Rech-
nung getragen. So das 
Amtsgericht Tettnang in sei-
nem Urteil vom 19.03.2010 
(Az: 4 C 1304/09).

Bürgertelefon des  
Ministeriums für Verkehr, 
Bau und Landesentwick-
lung M-V

kurz berichtet

Im Ministerium für Ver-
kehr, Bau und Landes-
entwicklung Mecklen-
burg-Vorpommern wurde 
ein Bürgertelefon ge-
schaltet. 
Dieses ist unter der Ruf-
nummer (03 85) 5 88-88 00 
von Montag bis Freitag 
von 9.00 bis 12.00 Uhr so-
wie von Montag bis Don-
nerstag von 13.00 bis 
15.00 Uhr erreichbar.
Das Ministerium für Ver-
kehr, Bau und Landesent-
wicklung ist unter ande-
rem für Landesbauten, die 
Städtebauförderung und 
Wohnraumförderung so-
wie für Verkehr auf der 
Straße, mit dem Rad und 
auf der Schiene zustän-
dig.
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